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Vorblatt 


Änderung heamtenrechtlicher und besoldungsrecht^ 
lieber Vorsdiriften — Teilzeitbesdiäftigung — 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Durch das Sechste Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften von 1969 wurde die Teilzeit- 
beschäftigung und langfristige Beurlaubung von Beamtinnen 
und Richterinnen bundesgesetzlich geregelt. In Niedersachsen 
und Baden-Württemberg, die diese Teilzeitbeschäftigung schon 
vorher geregelt hatten, haben sich Schwierigkeiten bei der An- 
passung des Landesrechts ergeben. 


B. Lösung 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU sah - — zur Beseitigung 
von Anpassungsschwierigkeiten — vor, die §§ 48 a BRRG und 
76 a Richtergesetz durch eine Besitzstandsklausel für die beiden 
Länder zu ergänzen. 

Der Ausschuß ist aber zu der Auffassung gekommen, daß es zur 
Beseitigung der Anpassungsschwierigkeiten einer Gesetzesän- 
derung nicht bedarf (siehe Antrag des Ausschusses). 


C. Alternativen 

Ergänzung der bundesgesetzlichen Regelungen 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Bericht 
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— Drucksache VI/560 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Renger 


I. 

Der Entwurf der Fraktion der CDU/CSU vom 
20. März 1970 wurde vom Deutschen Bundestag in 
seiner 42. Sitzung am 15. April 1970 dem Innen- 
ausschuß zur Beratung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat die Beratung in seiner 
Sitzung am 8. Mai 1970 abgeschlossen. 


II. 

Durch das Sechste Gesetz zur Änderung beamten- 
rechtlicher und besoldungsrechtlicher Vorschriften 
vom 31. März 1969 (BGBl. I S. 257) wurde die Teil- 
zeitbeschäftigung und langfristige Beurlaubung von 
Beamtinnen und Richterinnen bundesgesetzlich ge- 
regelt. 

Es war das Ziel des Antrags der Fraktion der 
CDU/CSU, in das BRRG eine Besitzstandsklausel zur 
Vermeidung von Härten für die Beamtinnen der 
Länder Niedersachsen und Baden-Württemberg auf- 
zunehmen, deren Landesgesctze die Teilzeitbeschäf- 
tigung für Beamtinnen und Richterinnen bereits vor 
Inkrafttreten der rahmenrechtlichen Bestimmungen 
in einer umfassenderen Weise geregelt hatten. 


I Bei den Beratungen des Innenausschusses setzte 
! sich die Auffassung durch, daß es zur Erreichung 
i des mit dem Antrag verfolgten Zieles — das über- 
einstimmend als sachlich berechtigt anerkannt 
wurde — keiner Änderung des Beamtenrechtsrah- 
mengesetzes und des Deutschen Richtergesetzes be- 
dürfe. Eine nach früherem Landesrecht rechtswirk- 
sam in Teilzeitbeschäftigung übergeleitete Beamtin 
I behalte diesen Status so lange bei, wie sie die im 
I Zeitpunkt der Überleitung vom Gesetz geforderten 
I Voraussetzungen erfülle. Teilzeitbeschäftigungsver- 
I hältnisse, die aufgrund früheren Landesrechts be- 
I gründet worden sind, gelten also auch über den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens neuer Vorschriften wei- 
ter. Durch eine klarstellende landesrechtliche Vor- 
schrift könnte dies ohne Verstoß gegen das Rah- 
menrecht des Bundes auch noch ausdrücklich be- 
; stimmt werden (siehe den Entschließungsantrag). 
Eine Regelung im BRRG sei daher nicht erforder- 
lich. In diesem Sinne sind auch — auf Ersuchen des 
Innenausschusses — Anfragen des Bundesministers 
des Innern an die Innenminister der beiden Länder 
beantwortet worden; die Länder teilen die Auffas- 
sung, daß eine Notwendigkeit zur Ergänzung des 
§ 48 a BRRG nicht besteht. Der niedersächsische 
Landtag hat eine entsprechende Übergangsregelung 
bereits verabschiedet, in Baden-Württemberg wird 
sie vorbereitet. 


Bonn, den 22. Mai 1970 


Frau Renger 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Bundesregierung wird ersucht, auf die Län- 
der dahin einzuwirken, daß eine nach früherem 
Landesrecht wirksam in Teilzeitbeschäftigung 
übergeleitete Beamtin oder Richterin diesen Sta- 
tus so lange beibehält, wie sie die im Zeitpunkt 
'der Überleitung landesrechtlich geforderten Vor- 
aussetzungen für eine Teilzeitbeschäftigung wei- 
terhin erfüllt. Der Deutsche Bundestag würde es 
begrüßen, wenn diese Besitzstandswahrung ohne 
jede Einschränkung, insbesondere auch hinsicht- 
lich des Umfanges und der Dauer einer früher be- 
willigten Teilzeitbeschäftigung, erfolgen könnte; 

2. den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung beam- 
tenrechtlicher Vorschriften — Drucksache 
VI/ 560 « — für eitledigt zu erklären. 


Bonn, den 22. Mai 1970 


Der Innenaussdiuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Frau Renger 

Berichterstatterin 
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